
 

 

 

 
Lörrach, im April 2014 

 
 
 

Mandantenrundschreiben „Gemeinnützige Organisationen“ im I. Quartal 2014 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante 

Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass 

bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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Mit freundlichen Grüßen 
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1. Freiwillige Feuerwehren in Hamburg: Besteuerung von Einnahmen aus Festen 

Kernaussage 

 Steuersubjekt ist diejenige natürliche Person, Körperschaft, Personenvereinigung oder 

Vermögensmasse (z. B. Stiftung), die den Tatbestand erfüllt, an den ein bestimmtes Steuergesetz 

die Steuerpflicht knüpft. Schwierig sind dabei die Fälle, in denen ein Steuersubjekt nicht bewusst, 

sondern stillschweigend begründet worden ist. 

Sachverhalt 

 Die Freiwillige Feuerwehr hat in den Streitjahren jeweils ein Osterfeuer veranstaltet. Der Erlös 

floss in die Kameradschaftskasse. Das Finanzamt hat hierin die stillschweigende Gründung eines 

nichtrechtsfähigen Vereins gesehen. Es hat entsprechende Steuerbescheide erlassen. 

Entscheidung 

 Das Finanzgericht (FG) Hamburg gab der Klage statt und hob die Steuerbescheide auf. Die 

Durchführung des Osterfeuers ist als kulturelles und soziales Ereignis Bestandteil des 

hoheitlichen Aufgabenbereiches einer Freiwilligen Feuerwehr. Zudem existiert eine Verordnung 

mit der Verpflichtung, zur Pflege der Kameradschaft eine Kameradschaftskasse einzurichten. 

Konsequenzen 

 Der Urteilstenor ist zu begrüßen. Andernfalls bergen viele Tätigkeiten die Gefahr, damit 

unwissentlich ein eigenständiges Steuersubjekt begründet zu haben. Das letzte Wort hat 

gegebenenfalls der Bundesfinanzhof. 

2. Künstler und Umsatzsteuer 

Einführung 

 Die Erbringung kultureller Leistungen wird im Regelfall im Umsatzsteuergesetz (UStG) 

begünstigt, sei es durch die Gewährung von Steuerbefreiungen oder des ermäßigten 

Steuersatzes (7 %). Allerdings bedeutet dies nicht, dass bestimmte Tätigkeiten im Kulturbetrieb 

nicht auch dem Regelsteuersatz (19 %) unterliegen können. Details können hier den Ausschlag 

geben. Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. zeigt dies in einer aktuellen Verfügung auf. 

Neue Verwaltungsanweisung 

 Die OFD gibt Hinweise zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Solisten, der Veranstaltung von 

Theatervorführungen und Konzerten etc. Auf Leistungen von Dirigenten ist der ermäßigte 

Steuersatz anzuwenden, sofern diese nicht befreit sind. Während u. a. Intendanten, Regisseure 

sowie Tontechniker grundsätzlich dem allgemeinen Steuersatz unterliegen, ist bei Bühnen- und 

Kostümbildnern neuerdings zu differenzieren: Erfolgt der Auftrag ein bestimmtes Bühnenbild oder 

Kostüm zu entwerfen, so kommt der ermäßigte Steuersatz zum Zuge, weil dies als begünstigte 

Übertragung eines Urheberrechtes angesehen wird. Erfolgt die Arbeit jedoch nach konkreten 

Vorgaben, entfällt die Begünstigung. Die Leistungen von Artisten, Zauberern etc. sind ebenso 

grundsätzlich dem Regelsteuersatz zu unterwerfen; Ausnahmen sind jedoch möglich. Die 

Veranstaltung von Konzerten ist nur dann begünstigt, wenn durch weitere Leistungen, die in 

Verbindung hiermit erbracht werden, der Charakter der Veranstaltung als Konzert nicht 

beeinträchtigt wird. Dabei ist nur die Leistung des einzelnen Unternehmers zu betrachten, nicht 

hingegen die seines Auftraggebers. 

Konsequenzen 

 Künstler haben verständlicherweise ein Interesse daran, dass ihre Leistungen begünstigt 

besteuert werden. Da die Begünstigung oftmals von "Kleinigkeiten" abhängt, ist eine genaue 

Prüfung erforderlich, um steuerliche Risiken durch eine Fehlbeurteilung zu vermeiden. Die 

Verfügung kann hierzu als Hilfe herangezogen werden. 

 

 

 



 

 
 
 

3. Neue Frist für SEPA-Überweisung 

Kernaussage 

 Die Frist für die Umstellung von Lastschriften und Überweisungen auf das europäische SEPA-

System ist um 6 Monate verlängert worden. Banken und Zahlungsdienstleister dürfen daher 

innerhalb dieser verlängerten Frist weiterhin Zahlungen bearbeiten, die nicht im SEPA-Format 

getätigt worden sind. 

Hintergrund 

 SEPA steht für "Single Euro Payments Area", die Schaffung eines einheitlichen europäischen 

Zahlungsverkehrsraum. In der im Jahr 2012 verabschiedeten SEPA-Verordnung war vorgesehen, 

dass ab dem 1.2.2014 sämtliche Überweisungen und Lastschriften in Euro nur noch in einem 

Format erfolgen sollten, als SEPA-Überweisungen und SEPA-Lastschriften. Statistiken zeigten 

jedoch, dass ein reibungsloser Übergang zu SEPA vor allem bei kleineren und mittleren 

Unternehmen bis zu diesem Termin nicht gewährleistet war. Auf Vorschlag der Europäischen 

Kommission stimmten zunächst die EU-Regierungen und schließlich auch das EU-Parlament 

einer Verlängerung der Umsetzungsfrist zu. Durch SEPA sollen Zahlungen in Euro innerhalb der 

Europäischen Union schneller und kostengünstiger durchgeführt werden, in dem das 

kostenintensive Nebeneinander von inländischen Zahlungsverkehrsprodukten und SEPA-

Produkten entfällt. 

Konsequenz 

 Die Umstellungsfrist ist zwar verlängert worden, jedoch haben insbesondere kleinere und mittlere 

Unternehmen in dieser Zeit dafür Sorge zu tragen, alles Erforderliche für eine fristgerechte 

Umstellung zu veranlassen. Denn ab dem 1.8.2014 dürfen Banken und Zahlungsdienstleister 

dann wohl endgültig keine Zahlungen mehr bearbeiten, die nicht im SEPA-Format getätigt worden 

sind, sollte es nicht zu einer weiteren Verlängerung der Frist kommen. 

4. Nicht absetzbar: Spende an den Papst 

Kernproblem 

 Eine Spende ist nach deutschem Recht nur dann steuerlich abziehbar, wenn der 

Spendenempfänger eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine öffentliche 

Dienststelle ist, die in einem Mitgliedsstaat der EU oder in einem EWR-Staat gelegen ist. Wie 

genau das genommen werden muss, erfuhr eine Steuerberatungs-GmbH, deren Geschäftsführer 

persönlich an das Oberhaupt der katholischen Kirche spendete. 

Sachverhalt 

 Der Geschäftsführer einer Steuerberatungs-GmbH hatte im Jahr 2007 anlässlich einer 

Generalaudienz dem Papst Benedikt XVI. persönlich einen Scheck über 50.000 EUR übergeben, 

der zu Gunsten der Vatikanbank eingelöst wurde. Hierfür erhielt die GmbH eine 

Spendenbescheinigung (nicht nach amtlich vorgeschriebenen Muster), die als Aussteller den 

"Staatssekretär seiner Heiligkeit" und als Ausstellungsort den Vatikan auswies. Die Spende sollte 

osteuropäischen Jugendlichen die Teilnahme am Weltjugendtag 2008 in Sydney ermöglichen, 

was auch entsprechend bescheinigt wurde. Das Finanzamt lehnte bei der Körperschaftsteuer-

Veranlagung den beantragten Spendenabzug ab, weil es nicht die katholische Kirche 

Deutschland, sondern den Vatikanstaat als Empfänger der Zuwendung ansah. Hiergegen klagte 

die GmbH vor dem Finanzgericht (FG) Köln. 

Entscheidung 

 Das FG Köln wies die Klage ab und folgte nicht dem Argument der Steuerberatungs-GmbH, 

wonach eine deutsche Untergliederung der katholischen Kirche als Spendenempfänger 

anzusehen sei. Der Spendenabzug setze die Zahlung an eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts oder eine öffentliche Dienststelle, die in einem Mitgliedsstaat der EU oder in einem EWR-

Staat gelegen ist, voraus. Das sei bei einer Spende unmittelbar an den Papst nicht der Fall. Denn  



 

 
 
 
als Empfänger der Zuwendung kämen nur der Heilige Stuhl, der Vatikanstaat oder die katholische 

Weltkirche in Betracht, die allesamt im Vatikan ansässig seien. Der Vatikan gehöre aber weder 

der EU noch dem Europäischen Wirtschaftsraum an. Die Versagung des Spendenabzugs 

verstoße auch nicht gegen die europarechtliche Regelung zur Kapitalverkehrssteuerfreiheit. 

Konsequenz 

 Wer vermutet hat, die Spende an den Papst sei der sicherste Weg für einen Steuervorteil, der 

sieht sich getäuscht. Die Richter lehnten auch den Betriebsausgabenabzug ab, der hier hilfsweise 

- offensichtlich wegen einer Verbindung zum Mandantenstamm - beantragt wurde. Die mit der 

Spende verbundene Hoffnung auf eine spätere Mandatierung durch deutsche Einrichtungen 

könne nur ein klassischer betrieblicher Nebenanlass sein, meinte das FG Köln. Wegen 

grundsätzlicher Bedeutung wurde jedoch die Revision beim Bundesfinanzhof zugelassen. 

5. Zur Umsatzbesteuerung der Verpflegung durch Schulfördervereine 

Einführung 

Schulen werden häufig durch Fördervereine unterstützt. Diese kümmern sich zum Beispiel um die 

Verpflegung der Schüler und Lehrer, um deren steuerliche Konsequenzen leider jedoch selten. 

Dabei ist gerade dieser Bereich sehr komplex, je nach Konstellation kann die Verpflegung 

steuerfrei sein oder aber auch der Umsatzsteuer mit 7 % beziehungsweise 19 % unterliegen. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. weist zunächst darauf hin, dass nur 2 Fälle 

existieren, in denen die Verpflegung durch einen Schulförderverein steuerfrei ist. Zum einen ist 

die Verpflegung befreit, wenn der Verein auch Erziehungs- und Ausbildungsleistungen erbringt, 

zum anderen, wenn er Mitglied eines Wohlfahrtverbandes ist. Liegen diese Voraussetzungen 

nicht vor, ist wie folgt zu differenzieren: Die Verpflegung durch gemeinnützige Vereine kann unter  

bestimmten Voraussetzungen als begünstigter Zweckbetrieb zu qualifizieren sein. Die 

Verpflegung unterliegt dann insgesamt der Umsatzsteuer zu 7 %. In allen anderen Fällen gelten 

die allgemeinen Grundsätze. Liefert der Verein lediglich das Essen, ist dies mit 7 % Umsatzsteuer 

abzurechnen. Ist die Verpflegung hingegen als Dienstleistung zu qualifizieren, werden 19 % 

Umsatzsteuer fällig. Sofern der Schulträger die Verpflegung bezuschusst, ist zwischen echten 

und unechten Zuschüssen zu unterscheiden. Nur echte Zuschüsse sind nicht steuerbar. Ein 

jährlicher fixer Zuschuss ist nach Ansicht der OFD als echter Zuschuss zu qualifizieren, ein 

Zuschuss pro Essen hingegen nicht. 

Konsequenzen 

Fördervereine, die in Schulen die Verpflegung organisieren, sollten anhand der Verfügung prüfen, 

ob sie diese korrekt versteuern. Soweit sich Handlungsbedarf ergibt, bietet die Verfügung 

brauchbare Hinweise, um die steuerliche Belastung legal zu mindern. So wird zum Beispiel 

aufgezeigt, wie durch die Übernahme der Hausaufgabenbetreuung durch den Förderverein 

erreicht werden kann, dass die Verpflegung steuerfrei ist. Auch weist die OFD nicht nur darauf 

hin, dass Voraussetzung für einen begünstigten Zweckbetrieb eine entsprechend ausgestaltete 

Satzung ist, sondern bietet auch Formulierungshilfen hierzu. 

6. Notdienstpauschale für Apotheken unterliegt nicht der Umsatzsteuer 

Einführung 

Mit Wirkung vom 1.8.2013 wurde eine Notdienstpauschale für Apotheken eingeführt. Apotheken 

erhalten für Notdienste einen pauschalen Zuschuss aus einem Fond, der vom Deutschen 

Apothekerverband e. V. errichtet wurde. Finanziert wird der Fond durch einen Festzuschlag (0,16 

EUR netto) auf bestimmte Arzneimittel. Unklar war aber bisher, ob die Finanzverwaltung die 

Notdienstpauschale als echten, nicht steuerbaren Zuschuss qualifiziert oder als steuerpflichtiges 

Entgelt. 

 



 

 
 

 

Neue Verwaltungsanweisung 

Das bayerische Landesamt für Steuern hat nun hierzu Stellung bezogen. Demnach stellt die 

Notdienstpauschale einen echten Zuschuss dar und unterliegt damit nicht der Umsatzsteuer. Der 

Festzuschlag zu den Arzneimitteln hingegen unterliegt als Entgelt für deren Lieferung der 

Umsatzsteuer. 

Konsequenzen 

Die genannten Grundsätze sind ab dem 1.8.2013 anzuwenden. Die Apotheken sollten die 

Notdienstpauschalen separat aufzeichnen, um eine korrekte Deklaration der Umsatzsteuer 

sicherzustellen. 

7. Wie umfangreich muss eine Rechtsbehelfsbelehrung sein? 

Kernaussage 

Jedem schriftlichen Steuerbescheid ist eine Belehrung darüber beizufügen, welcher Rechtsbehelf 

zulässig und binnen welcher Frist und bei welcher Behörde er einzulegen ist. Eine fehlende 

Rechtsbehelfsbelehrung macht den Bescheid grundsätzlich nicht unwirksam, sondern bewirkt, 

dass die Rechtsbehelfsfrist nicht zu laufen beginnt. Der Rechtsbehelf ist dann innerhalb eines 

Jahres möglich. Hierzu entschied der Bundesfinanzhof (BFH) kürzlich, dass die 

Rechtsbehelfsbelehrung in einem Steuerbescheid keinen Hinweis darauf enthalten muss, dass 

der Einspruch auch per E-Mail eingelegt werden kann. Es reicht vielmehr aus, wenn sie 

hinsichtlich der Formerfordernisse für die Einlegung eines Einspruchs den Gesetzeswortlaut der 

Abgabenordnung (AO) wiedergibt (hier: "schriftlich"). 

Sachverhalt 

Das Finanzamt hatte die Einkommensteuerbescheide des klagenden Steuerpflichtigen mit 

Rechtsbehelfsbelehrungen versehen, die hinsichtlich der Form der Einspruchseinlegung den 

Wortlaut der Abgabenordnung in der für die Streitjahre geltenden Fassung wiederholten. Der 

Kläger legte erst einige Monate nach Bekanntgabe der Bescheide Einsprüche ein, die das 

Finanzamt wegen der Verletzung der Einspruchsfrist von einem Monat als unzulässig verwarf. 

Der Kläger machte demgegenüber geltend, die Rechtsbehelfsbelehrungen seien unvollständig 

gewesen, so dass die Jahresfrist zum Tragen kommen müsse. Das Finanzgericht gab ihm Recht 

und meinte, den Rechtsbehelfsbelehrungen hätte der Hinweis auf die Möglichkeit zur Einlegung 

eines Einspruchs per E-Mail gefehlt. 

Entscheidung 

Dem ist der BFH nicht gefolgt. Er sieht die Rechtsbehelfsbelehrungen als vollständig an. Nach 

dem Gesetz beginnt die Frist für die Einlegung eines Einspruchs zwar nur, wenn der Beteiligte 

über den Einspruch und die Finanzbehörde, bei der er einzulegen ist, deren Sitz und die 

einzuhaltende Frist in der für den Steuerbescheid verwendeten Form (schriftlich oder 

elektronisch) belehrt worden ist. Über die Form des Einspruchs selbst sei hiernach nicht 

(zwingend) zu belehren. Allerdings müsse eine Rechtsbehelfsbelehrung auch Angaben, die nicht 

zwingend vorgeschrieben seien, richtig, vollständig und unmissverständlich darstellen. Das sei 

jedoch der Fall, wenn der Wortlaut der insoweit maßgeblichen Vorschrift wiedergegeben werde. 

Konsequenz 

Rechtsbehelfsbelehrungen zu Steuerbescheiden müssen keinen Hinweis darauf enthalten, dass 

ein Einspruch auch per E-Mail erhoben werden kann; es genügt, wenn mitgeteilt wird, dass die 

Einspruchseinlegung schriftlich zu erfolgen hat. Der BFH hat mit dem aktuellen Urteil 2 frühere 

Entscheidungen bestätigt. 

8. Neues vom BMF zur organisatorischen Eingliederung bei Organschaften 

Kernaussage 

Ist ein Unternehmen finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in ein anderes Unternehmen 

eingegliedert, so liegt eine Organschaft vor. Das eingegliederte Unternehmen (Organgesellschaft) 



 

 
 

 

verliert umsatzsteuerlich seine Selbständigkeit. Der Organträger tritt dafür in die Stellung der 

Organgesellschaft ein. 

Rechtslage  

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hatte in 2013 seine Rechtsauffassung hinsichtlich des 

Vorliegens einer organisatorischen Eingliederung an die jüngste Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs (BFH) angepasst. Insbesondere für Organschaften, in denen die 

Geschäftsführungen von Organträger und -gesellschaft nicht personenidentisch besetzt sind, war 

nun fraglich, ob diese weiterhin die Voraussetzungen für die Annahme einer Organschaft erfüllen. 

Das BMF hatte den Unternehmen eine Übergangsregelung bis zum 31.12.2013 eingeräumt, um 

sich auf die geänderte Rechtslage einzustellen. 

Neue Verwaltungsanweisung  

Das BMF hat nun die zuvor genannte Frist auf den 31.12.2014 verlängert, um den Unternehmen 

zusätzliche Zeit zu geben, um gegebenenfalls erforderliche Maßnahmen umzusetzen. 

Konsequenz 

Bestehende Organschaften bzw. Unternehmensgruppen, die für eine Organschaft in Frage 

kommen, sollten nun die voraussichtlich letzte Gelegenheit nutzen, um zu prüfen, ob sich 

Handlungsbedarf ergibt. Dieser kann sowohl Maßnahmen mit dem Ziel betreffen, bestehende 

Organschaften zu retten, als auch diese zu beenden. Letzteres kann z. B. durch die Bestellung 

eines einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführers in der Organgesellschaft, der dem 

Leitungsgremium des Organträgers nicht angehört, erreicht werden. Die betroffenen 

Unternehmen sollten nicht mehr zögern, sich mit der Thematik auseinanderzusetzen, da die 

Umsetzung gegebenenfalls erforderlicher Maßnahmen Zeit benötigt. 

9. Steuerliche Änderungen bei gemeinnützigen Körperschaften 2014 

Kernaussage 

Das "Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts" vom 21.3.2013 soll den steuerbegünstigten 

Körperschaften und den ehrenamtlich Tätigen die Arbeit erleichtern. Hierzu sollen die rechtlichen 

Rahmenbedingungen entbürokratisiert und flexibilisiert werden. Ein Teil der Gesetzesänderungen 

tritt zum 1.1.2014 in Kraft. 

Änderungen 

Mit der Gesetzesänderung ist es einer gemeinnützigen Organisation nunmehr erlaubt, 

Überschüsse aus der Vermögensverwaltung, Gewinne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 

und bis zu 15 % der sonstigen zeitnah zu verwendenden Mittel anderen steuerbegünstigten 

Körperschaften oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts zur Vermögensausstattung 

zuzuwenden. Voraussetzung ist allerdings, dass die steuerbegünstigten Zwecke der beteiligten 

Körperschaften sich entsprechen. Die Vorschriften zur Rücklagenbildung und 

Vermögensverwendung werden in einen neuen § 62 AO zusammengefasst: In § 62 Abs. 1 Nr. 2 

AO ist die Möglichkeit der Bildung einer Wiederbeschaffungsrücklage für Wirtschaftsgüter, die zur 

Erlangung der steuerbegünstigten, satzungsmäßigen Zwecke erforderlich sind, gesetzlich 

verankert worden. Die Bildung einer freien Rücklage kann innerhalb der 2 nachfolgenden Jahre 

nachgeholt werden, wenn die Rücklage in einem Jahr nicht ausgeschöpft werden konnte. In § 62 

Abs. 2 AO ist erstmals festgelegt, in welchem Zeitpunkt die Rücklagenbildung zu erfolgen hat. 

Durch den Verweis auf § 55 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 AO muss die Rücklagenbildung im Jahr des 

Zuflusses oder in den 2 darauffolgenden Jahren erfolgen. Die Frist zur Bildung der so genannten 

Ansparrücklage von Stiftungen wird von 2 auf 3 Jahre verlängert. 

Konsequenzen 

Die Neuregelungen sind zu begrüßen. Sie ermöglichen den gemeinnützigen Organisationen 

einen flexibleren zeitlichen Mitteleinsatz. 

 



 

 
 

 

10. Offenbare Unrichtigkeit: von Amts wegen zu berichtigen? 

Kernaussage 

Erstellt ein Steuerpflichtiger seine Umsatzsteuererklärung vollständige und normgemäß und wird 

dementsprechend erklärungsgemäß veranlagt, kann es passieren, dass der Steuerpflichtige 

vergisst, seine geleisteten Umsatzsteuerzahlungen in der Einnahmeüberschussrechnung als 

Betriebsausgaben abzuziehen. Übernimmt das Finanzamt im Rahmen der Veranlagung dieses 

Versäumnis, stellt dies eine von Amts wegen zu korrigierende offenbare Unrichtigkeit dar. 

Sachverhalt 

Ein Steuerpflichtiger versäumte in seinen Einnahmeüberschussrechnungen, die zuvor in den 

jeweiligen Umsatzsteuererklärungen angegebenen und erklärungsgemäß veranlagten 

Umsatzsteuervorauszahlen als Betriebsausgabe abzuziehen. Hingegen wies er die 

Vorsteuerbeträge vollständig und zutreffend auf der Einnahmeseite aus. Das Finanzamt 

übernahm seine erklärten Einkünfte und erließ auf dieser Grundlage Bescheide, die 

bestandskräftig wurden. Als der Steuerpflichtige eine Änderung nach den Bestimmungen der 

Abgabenordnung (AO) beantragte, wies das Finanzamt seinen Antrag wegen Unanwendbarkeit 

dieser Rechtnorm und gleichzeitiger Bestandskraft der Einkommensteuerbescheide zurück. Vor  

dem Finanzgericht unterlag der Steuerpflichtige ebenfalls und ging bis zum Bundesfinanzhof 

(BFH). 

Entscheidung 

Vor dem BFH hatte der Steuerpflichtige schließlich Erfolg. Die Richter hoben das Urteil auf und 

verwiesen die Klage an das Finanzgericht zurück. Eine offenbare Unrichtigkeit kann seitens des 

Klägers (als Übernahmefehler des Finanzamts) oder seitens des zuständigen Finanzamts 

auftreten und liegt nach der Abgabenordung, wenn sie für jeden unvoreingenommenen Dritten 

eindeutig und klar erkennbar ist. Auslegungs- oder Verständnisfehler werden von der Norm 

ausgeschlossen. Ein solcher Fehler liegt im obigen Fall aber keineswegs vor, da der 

Steuerpflichtige die Umsatzsteuererklärung sinngemäß und zutreffend erklärte. Das Finanzamt 

setze die Umsatzsteuererklärungen regelmäßig mit den entsprechenden Umsatzsteuerzahlungen 

fest, sodass hier eine mangelnde Sachaufklärung ausgeschlossen werden musste. 

Konsequenz 

Offenbare Unrichtigkeiten können auch nach eingetretener Bestandskraft der Bescheide geändert 

werden und sind bei berechtigtem Interesse der Beteiligten zu berichtigen. Der BFH sah hier bei 

den Angaben des Steuerpflichtigen ein mechanisches Versehen als gegeben an, welche sich das 

Finanzamt zu eigen gemacht hatte. Folglich blieb die Änderung als notwendige Konsequenz. 

11. KSt-Befreiung für Abgabe von Zytostatika durch Krankenhausapotheke 

Kernaussage 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte im Sommer 2013 entschieden, dass die Abgabe von 

Medikamenten zur Krebsbehandlung (sog. Zytostatika) durch eine Krankenhausapotheke zur 

sofortigen ambulanten Verabreichung an Patienten von der Körperschaftsteuer befreit ist, wenn 

das Krankenhaus, von dem die Apotheke betrieben wird, ein gemeinnütziger Zweckbetrieb ist. 

Die Steuerbefreiung erstreckt sich auch auf die Gewerbesteuer, wie sich aus einem weiteren 

Urteil vom selben Tag ergibt. 

Sachverhalt 

Bei einem gemeinnützigen Krankenhaus ist die Steuerbefreiung nicht auf die unmittelbare 

ärztliche und pflegerische Betätigung begrenzt. Sie erstreckt sich vielmehr auf alle typischerweise 

von einem Krankenhaus gegenüber seinen Patienten erbrachten Leistungen. Steuerfrei sind 

hiernach jedenfalls alle Einkünfte aus Tätigkeiten, die den Krankenhäusern gesetzlich zur 

Sicherstellung ihres Versorgungsauftrags übertragen sind und für die der Sozialver-

sicherungsträger als Kostenträger für seine Versicherten deshalb grundsätzlich eintreten muss. 



 

 
 

 

Entscheidung 

Ob die Krankenhausapotheke zu öffentlichen Apotheken in Wettbewerb tritt, ist für den Umfang 

der Steuerbefreiung nach deutschem Recht ohne Belang. Der BFH hat aber darauf hingewiesen, 

dass das Gemeinnützigkeitsrecht aufgrund der Wettbewerbsrelevanz beihilferechtlichen 

Bedenken unterliegt. Diese Bedenken erlaubten dem BFH in dem entschiedenen Fall zwar nicht, 

die gesetzlich vorgesehene Steuerbefreiung zu verweigern. Der BFH hat jedoch klar zum 

Ausdruck gebracht, dass die EU-Kommission berufen wäre, die Steuerbefreiungen auf ihre 

Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht zu prüfen und den Gesetzgeber ggf. zu einer Anpassung der 

deutschen Rechtslage aufzufordern. 

Konsequenz 

Der Entscheidung kann keine Aussage zu der vergleichbaren umsatzsteuerrechtlichen 

Problematik entnommen werden. Der BFH hat in dem dazu anhängigen Revisionsverfahren das 

Verfahren ausgesetzt und die Frage der Steuerbefreiung dem Gerichtshof der Europäischen 

Union zur Vorabentscheidung vorgelegt. Der Ausgang jenes Verfahrens bleibt insoweit 

abzuwarten. 

12. Reisekostenreform 2014: Überblick über die Neuregelungen 

Kernaussage 

Das Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen (BMF) zur "Reform des steuerlichen 

Reisekostenrechts – Grundsätze ab dem 1. Januar 2014" vom 30.9.2013 soll die bisherigen 

Bestimmungen des Reisekostenrechts neu definieren. Im Wesentlichen erfolgt dies durch 

Vereinfachungen der Berechnungsgrundlagen sowie durch Anpassungen und Erhöhung der 

Pauschalen zu Gunsten der Arbeitnehmer. 

Ausgewählte Neuregelungen 

Im Wesentlichen finden sich im BMF-Schreiben folgende Neuregelungen: Zum Einen wird die 

regelmäßige Arbeitsstätte durch die so genannte "erste Tätigkeitsstätte" ersetzt. Zum Anderen 

werden die Verpflegungspauschalen erhöht und es erfolgt eine Pauschalbesteuerung mit 25 % 

bis zu 100 % der steuerfrei zu erstattenden Mehraufwendungen. Ferner werden die 

Verpflegungspauschalen bei arbeitgeberseitig gestellten Mahlzeiten gekürzt und die Behandlung 

von Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu gestellten Mahlzeiten neu geregelt. Zudem werden neue 

Kriterien zur Vereinfachung in Bezug auf die Unterscheidung zwischen Unterkunftskosten im 

Rahmen der doppelten Haushaltsführung und einer Auswärtstätigkeit festgelegt. Schließlich 

erfolgt noch eine Anhebung der Höchstbeträge für steuerfreie Erstattungen der 

Unterkunftskosten. 

Konsequenz 

Die Neuregelung der Reisekostenreform bietet erstmalig Gestaltungsmöglichkeiten zu Gunsten 

der Arbeitnehmer. Zu beachten ist, dass noch vor dem 1.1.2014 erheblicher Handlungsbedarf in 

der Praxis besteht, um möglichen Mehraufwand zu vermeiden. Unter anderem sind die internen 

Reisekostenrichtlinien und Arbeitsverträge zu prüfen und gegebenenfalls zu ändern. Schulungen 

der Mitarbeiter sind für eine reibungslose Umsetzung ebenfalls zu erwägen. 

13. Welche Steuerbefreiung entscheidet über den Vorsteuerabzug? 

Kernaussage 

Es gibt steuerfreie Umsätze, die zum Vorsteuerabzug berechtigen und solche, die diesen nicht 

zulassen. Schwierig wird es, wenn für einen Umsatz mehrere Befreiungen in Frage kommen, die 

hinsichtlich des Vorsteuerabzugs nicht zum selben Ergebnis führen. Der Bundesfinanzhof (BFH) 

hat nun entschieden, welche Steuerbefreiung letztendlich über den Vorsteuerabzug entscheidet. 

Sachverhalt 

Die Klägerin, eine gemeinnützige GmbH, versandte 2001 und 2002 Blutplasma in das übrige 

Gemeinschaftsgebiet. Die Lieferungen stellten innergemeinschaftliche Lieferungen dar, die zum  



 

 
 

 

Vorsteuerabzug berechtigen. Allerdings ist die Lieferung von Blutplasma im Inland auch nach 

einer weiteren Vorschrift (§ 4 Nr. 17 UStG) von der Umsatzsteuer befreit. Diese Befreiung lässt 

keinen Vorsteuerabzug zu. Strittig war, ob die Klägerin den Vorsteuerabzug aus dem Einkauf des 

Blutplasmas vornehmen konnte. 

Entscheidung 

Unter Rückgriff auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) versagt der BFH 

der Klägerin den Vorsteuerabzug. Demnach besteht kein Recht auf Vorsteuerabzug für 

innergemeinschaftliche Lieferungen von Gegenständen, deren Lieferung im Inland steuerfrei 

wäre. 

Konsequenz 

Berechtigt die steuerfreie Lieferung eines Gegenstandes im Inland nicht zum Vorsteuerabzug, so 

bleibt dies auch so, wenn die Lieferung im Rahmen einer innergemeinschaftlichen Lieferung 

erfolgt. Hierdurch wird verhindert, dass das im Inland gültige Verbot des Vorsteuerabzuges durch 

"geschickte" innergemeinschaftliche Lieferungen ausgehebelt wird. Im Hinblick auf einen 

korrekten Vorsteuerabzug müssen Unternehmen, die derartige Umsätze erbringen, in der  

Finanzbuchhaltung zwischen innergemeinschaftlichen Lieferungen mit und ohne Vorsteuerabzug 

differenzieren. 

14. BMF gibt Entwarnung für Gutschriften 

Kernaussage 

Mit Wirkung vom 30.6.2013 wurden die Vorschriften zur Rechnungsstellung verschärft. U. a. 

betrifft dies die in die Rechnungen aufzunehmenden Hinweise. So müssen z. B. Gutschriften im 

Sinne des Umsatzsteuergesetzes (UStG), nicht zu verwechseln mit Gutschriften im 

kaufmännischen Sinne (= Rechnungskorrekturen), nun zwingend auch als solche bezeichnet 

werden. In der Praxis führten die Neuregelungen aber zu erheblicher Unsicherheit. Dies gilt 

insbesondere für die Frage, ob die Unternehmen Rechnungskorrekturen, wie häufig üblich, 

weiterhin als Gutschriften bezeichnen können, ohne hierdurch Umsatzsteuernachzahlungen zu 

riskieren. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat nun endlich Stellung zu den Neuerungen bezogen. Das 

Wichtigste vorweg: Die Bezeichnung von Rechnungskorrekturen als Gutschriften löst nach 

Ansicht des BMF für sich allein keine zusätzliche Umsatzsteuerschuld aus. Zudem lässt das BMF 

es auch zu, dass statt der vom Umsatzsteuergesetz in deutscher Sprache geforderten Hinweise, 

die entsprechenden Synonyme in den anderen Amtssprachen verwendet werden. So kann z. B. 

für Gutschriften die Bezeichnung "self-billing" verwendet werden, statt des Hinweises 

"Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers" kann auch der Hinweis "Reverse charge" 

erfolgen. Dem BMF-Schreiben liegt eine Tabelle bei, die die möglichen Bezeichnungen in den 

anderen Amtssprachen auflistet. Ferner gewährt das BMF eine Übergangsregelung bis zum 

31.12.2013, die jedoch nur die geänderten Hinweispflichten betrifft. 

Konsequenz 

Das BMF bietet nun einige Erleichterungen. Erfreulich ist dies jedoch nur für die Unternehmer, die 

bisher nicht viel Zeit und Geld in die Umstellung Ihres Rechnungswesens gesteckt haben, um den 

neuen Anforderungen gerecht zu werden. Bestraft werden hingegen Unternehmer, die die 

Neuerungen schon umgesetzt haben. Diese müssen nun prüfen, ob sie nochmals Änderungen 

vornehmen wollen. Dies kann sich z. B. anbieten, wenn Leistungen grenzüberschreitend 

abgerechnet werden. Hier dürfte es hilfreich sein, z. B. statt oder zusätzlich zum Begriff 

"Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers" den über die Grenzen hinweg bekannten 

Begriff "Reverse charge" zu nutzen. Es wäre wünschenswert, wenn das BMF zukünftig zu einer 

Neuregelung Stellung bezieht bevor diese in Kraft tritt. So könnten den Unternehmen unnötige  



 

 
 

 

Kosten erspart werden. Schließlich sind die geänderten Vorschriften eigentlich nicht neu, sondern 

gelten in der EU schon seit dem 1.1.2013. 

15. Porto, durchlaufender Posten oder Entgelt? 

Kernproblem 

Werbeagenturen, Lettershops etc. versenden Briefe, Prospekte, Flyer usw. für ihre Kunden. 

Dabei wird das Porto zunächst verauslagt und den Kunden anschließend weiterberechnet. 

Wirtschaftlich stellt das Porto einen durchlaufenden Posten dar. Umsatzsteuerlich hingegen kann 

es auch einen steuerpflichtigen Bestandteil des Entgelts darstellen. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Nach Ansicht der Oberfinanzdirektion (OFD) Niedersachsen kann das Porto nur als 

durchlaufender Posten behandelt werden, wenn der Kunde in Rechtsbeziehungen zur Deutschen 

Post AG tritt. Nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen der Deutschen Post AG bestehen 

Rechtsbeziehungen zwischen ihr und den auf den Sendungen genannten Absendern. 

Dementsprechend muss der Kunde als Absender auf dem Brief bzw. Paket aufgeführt sein, damit 

die Weiterbelastung des Portos auch umsatzsteuerlich als durchlaufender Posten zu behandeln 

ist. Verwenden die Agenturen einen eigenen Freistempler, so stellt die Weiterbelastung des 

Portos einen durchlaufenden Posten dar, wenn das Unternehmen in den Stempel das 

sogenannte "Klischee" des Auftraggebers einsetzt oder auf andere Weise den Kunden, z. B. 

durch Absenderaufkleber oder Aufdruck des Absenders auf den Umschlag, als eigentlichen 

Absender kennzeichnet. Kein durchlaufender Posten liegt dagegen vor, wenn die Agentur in ihren 

Rechnungen die Verauslagung im fremden Namen und auf fremde Rechnung nicht offen legt 

oder die Agentur Rabatte der Deutschen Post AG nicht an ihre Kunden weitergibt, also mehr 

Porto weiterbelastet als sie selbst gezahlt hat oder bei Porto von Versandhandelsunternehmen. 

Konsequenzen 

Betroffene Unternehmen sollten prüfen, ob ihre Deklaration und Rechnungsstellung den 

Grundsätzen der Verfügung entspricht. Zu beachten ist, dass die generelle Steuerbefreiung der 

Post mit Wirkung vom 1.7.2010 entfallen ist. Geschäftsbriefe unterliegen daher regelmäßig der  

Umsatzsteuer. Stellt die Weiterbelastung dann einen durchlaufenden Posten dar, so gilt dies auch 

für die Umsatzsteuer. In diesem Fall darf nur der Bruttobetrag weiterbelastet und die in diesem 

Betrag enthaltene Umsatzsteuer nicht gesondert ausgewiesen werden. Wird dies nicht beachtet, 

so schuldet das versendende Unternehmen diese Umsatzsteuer, zusätzlich zu der Umsatzsteuer, 

die für die eigene Dienstleistung fällig wird. Den Kunden kann der Vorsteuerabzug aus der 

Rechnung der Post ermöglicht werden, indem ihnen die Originalrechnung der Post ebenfalls 

weitergeleitet wird. 

16. Keine Bescheidänderung trotz nachträglicher Erteilung einer Spendenbescheinigung 

Kernaussage 

Ein bestandskräftiger Bescheid für das Jahr 2004 kann nicht aufgrund einer 

Spendenbescheinigung geändert werden, die erst nach Erlass des Bescheids im Jahr 2008 

ausgestellt wurde. 

Sachverhalt 

Die Klägerin machte in ihrer Einkommensteuererklärung 2004 Spenden geltend. Da die 

Höchstbeträge für den Spendenabzug überschritten wurden, erließ das Finanzamt einen 

Bescheid über die gesonderte Feststellung des Großspendenvortrags, der bestandskräftig wurde. 

Später reichte die Klägerin im Jahr 2008 für 2004 erteilte Spendenbescheinigungen ein. Das 

Finanzamt verweigerte eine Änderung. Hiergegen klagte die Klägerin vor dem Finanzgericht. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage ab, lies aber die Revision zum Bundesfinanzhof (BFH) zu. Der 

Feststellungsbescheid über den Großspendenvortrag konnte nicht wegen neuer Tatsachen oder  



 

 
 

 

Beweismittel (§ 173 AO) geändert werden. Denn bei der nachträglichen Spendenbescheinigung 

handelt es sich nicht um ein nachträglich bekannt gewordenes Beweismittel, da es ursprünglich 

noch gar nicht vorlag. Die nachträglich bekannt gewordene Tatsache der Zahlung genügt nicht 

allein für eine Korrektur nach der betreffenden Vorschrift der Abgabenordnung (AO), da eine 

Spendenbescheinigung für eine niedrigere Steuer hinzukommen muss, die jedoch ursprünglich 

nicht vorlag. Eine Änderung wegen sonstiger Ereignisse (§ 175 AO) schied ebenfalls aus, da 

diese Vorschrift ausdrücklich normiert, dass die nachträgliche Erteilung oder Vorlage einer 

Bescheinigung oder Bestätigung nicht als rückwirkendes Ereignis gilt. Nach Auffassung des 

Finanzgerichts verstößt diese Norm auch nicht gegen Europarecht. In der Entscheidung "Meilicke 

II" hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) zum Effektivitätsgrundsatz ausgeführt, dass ein 

europarechtlicher Verstoß vorliegt, wenn eine nationale Regelung rückwirkend und ohne 

Übergangsregelung die Durchsetzung europarechtlicher geschützter Werte verwehrt. Dies war 

hier nicht der Fall, da die Neuregelung des § 175 Abs. 2 Satz 2 AO bei Abgabe der 

Steuererklärung schon bekannt war. Im Übrigen lag auch ein reiner Inlandssachverhalt vor, den 

das Unionsrecht nicht betraf. 

Konsequenz 

Nach der Abgabenordnung ist bei der Korrektur von Steuerbescheiden die Einordnung (neue 

Tatsachen/Beweismittel bzw. rückwirkende Ereignisse) entscheidend. Ausdrücklich geregelt wird, 

dass mit nachträglichen Bescheinigungen, auch wenn es sich um rückwirkende Ereignisse 

handelt, keine Änderung herbeigeführt werden kann. 
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